
TOP 5 Ausweisung der Vorranggebiete Windenergie der 20. Verordnung als Be-

schleunigungsgebiete gemäß § 28 Abs. 2 ROG 

 

Es wird vorgeschlagen, am 17.12.2025 auch das Verfahren zur Ausweisung der VRG Wind-

energie als Beschleunigungsgebiete gemäß § 28 Abs. 2 und Abs. 5 ROG zu beschließen.  

 

Beschlussvorschlag: 

„Die Geschäftsstelle und die Regionsbeauftragte werden beauftragt, das Verfahren zur Aus-

weisung von Beschleunigungsgebieten gemäß § 28 Abs. 2 und Abs. 5 ROG durchzuführen 

und das Ergebnis dem Planungsausschuss zur Beschlussfassung vorzulegen.“ 

 

Erläuterung: 

Der Bundesgesetzgeber hat in § 28 Abs. 2 ROG festgelegt, dass Vorranggebiete für die Er-

richtung von Windenergieanlagen zusätzlich als Beschleunigungsgebiete auszuweisen sind, 

sofern sie bestimmte – vor allem naturschutzfachliche – Bedingungen erfüllen. 

 

Der Zweck dieser Vorschrift besteht darin, dass bereits auf der regionalplanerischen Gebiets-

ebene bestimmte Prüfungen so abgeschichtet werden, dass sie auf der Genehmigungsebene 

nicht mehr durchzuführen sind (§ 6b Abs. 2 WindBG). Es entfallen die Umweltverträglichkeits-

prüfung (UVP), die Natura-2000-Prüfung nach § 34 BNatSchG, die artenschutzrechtliche Prü-

fung nach § 44 Abs. 1 und 5 BNatSchG sowie die Prüfung der Bewirtschaftungsziele nach § 

27 WHG. So soll zur Verfahrensbeschleunigung beigetragen werden.  

 

Die bereits rechtskräftigen Vorrang- und Vorbehaltsgebiete Windenergie in der Region 2 sind 

unmittelbar (ohne weitere Veranlassung) als Beschleunigungsgebiete im Sinne der Erneuer-

bare-Energien-Richtlinie erklärt worden, da bei Ausweisung des Windenergiegebiete eine stra-

tegische Umweltprüfung gem. Art 15 BayLplG durchgeführt wurde und die Windenergiegebiete 

nicht in einem Natura 2000-Gebiet, einem Naturschutzgebiet, einem Nationalpark oder in der 

Kern- oder Pflegezone eines Biosphärenreservates liegen. 

 

Die neu geplanten Vorranggebiete Windenergie sind nicht automatisch Beschleunigungsge-

biete, sondern müssen seitens der Planungsverbände in einem separaten Verfahren ausge-

wiesen werden.  

Die Ausweisung als Beschleunigungsgebiet ist keine raumordnungsrechtliche Festlegung, 

sondern ein eigenständiger planerischer Akt, getrennt von dem Regionalplanverfahren zur 

Ausweisung der Windenergiegebiete. Abgestimmte Hinweise zum Verfahren durch die Bun-

des- und Landesebene sind angekündigt, liegen aber noch nicht vor. 

 

Der Regionale Planungsverband hat keinen Ermessensspielraum, ob er die Ausweisung vor-

nimmt; er muss es tun, wenn die Bedingungen für die Gebiete erfüllt sind. Die Prüfung dieser 

Bedingungen wird im Wesentlichen von den zuständigen Fachbehörden erfolgen, beispiels-

weise durch die höhere Naturschutzbehörde. Mit dem vorliegenden Beschluss soll diese Prü-

fung eingeleitet werden. Die Beschleunigungsgebiete sind dann durch Beschluss des Pla-

nungsausschusses auszuweisen. 

 

 

 


